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Die Hansekogge „Roland von Bremen“ ist so stark von Pilzen befallen,
dass ihre Sanierung gefährdet ist. Selbst Experten wissen nicht, wie der
Nachbau des Traditionsschiffes zu retten ist.

Der deutsche Linoleum-Hersteller Armstrong DLW, der unter anderem
in Delmenhorst produziert, hat einen Käufer gefunden. Die insolvente
Firma wird von dem niederländischen Investor Fields übernommen.

Griechenland und kein Ende. Seit
Jahren geht das so. Und immer
heißt es, jetzt sei ein alles entschei-

dender Punkt erreicht. Es ist wieder so
weit. Nur: Diesmal ist die Gefahr grö-
ßer als früher, dass es schiefgeht. Die
Mächtigen der Eurozone und das
kleine Griechenland stehen sich so un-
versöhnlich gegenüber, dass es dies-
mal tatsächlich zum Bruch kommen
könnte. Mit Russland sitzt obendrein
ein neuer Spieler am Tisch, der Grie-
chenland den Rücken stärkt – der ge-
meinsame Bau einer Gaspipeline ist
ein starkes politisches Signal.

Es gab eine Situation vor fast sieben
Jahren, aus der sich lernen ließe: Die
New Yorker Lehman-Bank damals ein-
fach pleite gehen zu lassen, war mit
Blick auf die Bilanzen dieses Instituts
gerechtfertigt, aber trotzdem falsch.
Eine Rezession erfasste die ganzeWelt,
ausgelöst durch das Ende der Gewiss-
heit, dass Banken nicht pleite gehen
können. Das Ende der Gewissheit, dass
Eurostaaten füreinander einstehen,
könnte ähnlich verheerende Folgen ha-
ben, auch wenn Griechenland doch
eigentlich eine überschaubare Volks-
wirtschaft ist.

Denn wenn der gemeinsameWäh-
rungsraum ein Klub ist, aus demman
austreten kann, verändert ihn das.
Dann gelten andereMitgliedsbedin-
gungen. Und Spanien, wo gegen Jah-
resendeWahlen anstehen, könnte sich
ermutigt fühlen, auf griechischen Kurs
zu gehen. Nach dem Grexit der Spexit,
Drachme und Peseta kommen zurück?
Das würde doppelt teuer für die verblei-
benden Eurostaaten: durch die ausfal-
lendenMilliardenbürgschaften und
durch den Vertrauensverlust an den Fi-
nanzmärkten, von den Problemen bei
den Banken gar nicht zu reden. Die
Eurozone würde schnell zerfallen.

Wer vom Ende her denkt, muss zu
dem Schluss kommen, dass eine Eini-
gungmit Griechenland besonders für
Deutschland besser und billiger wäre.
„Scheitert der Euro, dann scheitert
Europa“ – für diese überknappe For-
mel hatte Angela Merkel vor fünf Jah-
ren viel Kritik eingesteckt. Aber sie
hatte recht; die politische Idee, als euro-
päische Staatengemeinschaft gegen an-
dereMachtblöcke und Großmächte zu
bestehen, wäre gestorben, wenn die
Eurozone zerfiele. Bericht Seite 4
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Bremen. So groß die Probleme auch sind,
die in Bremen ankommenden Flüchtlinge
erst einmal unterzubringen – wenn es an-
schließend um die Vermittlung von Woh-
nungen geht, sieht die Situation ganz an-
ders aus. Andrea Nolte-Buschmann: „Bre-
men ist, was das betrifft, sehr gut aufge-
stellt.“ Die Sozialarbeiterin koordiniert bei
der Arbeiterwohlfahrt (AWO) die Suche
von Wohnungen. Und sie habe nicht den
Eindruck, dass Vermieter die Notlage von
Flüchtlingen ausnutzten, indem sie her-
untergekommene Wohnungen anbieten.
„Das kommt mal vor, ist aber die Aus-
nahme“, sagt sie. Manche Privatvermieter
kämen der AWO im Gegenteil sogar mit
denMietpreisen entgegen.Man könne von
einer Welle der Hilfsbereitschaft reden.

Laut Sozialressort sind im vergangenen
Jahr in der Stadt Bremen von rund 1800
Flüchtlingen 966 in Wohnungen unterge-
bracht worden. Das Ressort hat mit der Ge-
woba eine Übereinkunft, nach der 30Woh-
nungen pro Monat zur Verfügung gestellt
werden. Rund 300Wohnungen, soGewoba-
Sprecherin Karin Fuchs, würden proMonat
durch Fluktuation frei, zehn Prozent wer-
den für Flüchtlinge reserviert. Dass dieVer-
mittlung von Wohnungen gut funktioniert,
liege auch an der Hartnäckigkeit des
Flüchtlingsrats, sagt dessen Sprecher Marc
Millies. Der Flüchtlingsrat setzt sich dafür
ein, die Verweildauer in den Massenunter-
künften so weit wie möglich zu verkürzen.
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Heino ist in der Stadt,
und man kommt nicht
daran vorbei, dies zur
Kenntnis zu nehmen.
Wer ihn liebt, pilgert
am Sonnabendnach-
mittag vermutlich auf
die Bürgerweide, um
ihnbeimSchlagerfesti-
val „Bremen Olé“ auf

der Bühne zu sehen. Wer ihn nicht so
gern hat, wird dennoch anerkennen
können, dass der heute 76-Jährige in
den vergangenen Jahren eine beispiel-
loseWandlung vollzogen hat, mit der er
sich auch Fangruppen außerhalb der
Schlager- oder Volksmusikszene er-
schloss: Vom Barden zum Rocker, das
muss ihmmal jemand nachmachen. Am
Abend steht Heino vor Tausenden auf
der Bürgerweide, gemeinsam mit Tho-
masAnders, DJÖtzi, Lou Bega oderMi-
ckie Krause. Olé, olé!

Kopenhagen. Nach einem Rechtsruck bei
der Parlamentswahl bekommt Dänemark
eine neue Regierung. Ein historischer Er-
folg der Rechtspopulisten brachte die Koali-
tion der sozialdemokratischenMinisterprä-
sidentin Helle Thorning-Schmidt zu Fall.
Die rechte Dänische Volkspartei ist künftig
mit 37 Sitzen (21,1 Prozent) zweitstärkste
Kraft im Parlament. Doch an der Spitze der
künftigen bürgerlichen Regierung soll der
Liberale Lars Løkke Rasmussen stehen,
dessen Partei Venstre von 26,7 auf 19,5 Pro-
zent abrutschte (34 Sitze). Die vier Parteien
desMitte-Rechts-Lagers erklärten, den Ex-
Ministerpräsidenten als Regierungschef
stützen zu wollen. Thorning-Schmidt ver-
lor die Macht, obwohl ihre Sozialdemokra-
tenmit 26,3 Prozent (2011: 24,8 Prozent) zu-
legten undmit 47 Sitzen wieder größte Par-
tei im Folketing sind. Noch in der Wahl-
nacht erklärte sie ihren Rücktritt auch als
Parteichefin. Leitartikel Seite 2

Nur örtlich noch Schauer

Tagsüber NiederschlagNachts
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Feuchte Luft, matschiger Boden und der Geruch nachGrillkohle – ein ty-
pischer Auftakt für das legendäre Hurricane in Scheeßel. Untypisch: Das
Festival ist erstmals seit zehn Jahren nicht ausverkauft.
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Davie Selke – von Fans teils heftig für seinen Wech-
sel von Werder zu RB Leipzig kritisiert – blickt nach
langem Schweigen auf seine letzten Bremer Wo-
chen zurück. „Es hätte einen besseren Zeitpunkt
für die Bekanntgabe geben können”, sagt Selke.
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Bremen. Cannabis-Konsum soll künftig
nicht mehr von der Polizei verfolgt und
eine legaleAbgabe in Bremenmöglichwer-
den. Darauf haben sich Sozialdemokraten
und Grüne am Freitag bei den Koalitions-
verhandlungen geeinigt. „Wir haben uns
darauf verständigt, dass der Konsum von
Cannabis künftig nicht mehr strafverfolgt
werden soll – soweit es der rechtliche Rah-
men in Bremen zulässt“, sagte Henrike
Müller, Landesvorsitzende der BremerGrü-
nen, am Freitagabend. Ziel sei eine Entkri-
minalisierung des Konsums.

Geplant sei, ein Modellprojekt mit lega-
len Abgabestellen zu beantragen, so Mül-
ler weiter: „Wir glauben, dass wir damit
einen Beitrag zum Jugendschutz leisten,
denn die Abgabe von Cannabis erfolgt
dann nur bei Volljährigkeit, und Konsu-
menten müssen nicht mehr auf dem
Schwarzmarkt kaufen.“ Durch die Entkri-
minalisierung solle auch die Polizei bei der
Verfolgung des Konsums entlastet werden.

Ab wann nicht mehr strafverfolgt wer-
den soll undwodie legaleAbgabe vonCan-
nabis erfolgen könnte, ließen Müller und

SPD-Landeschef Dieter Reinken im Presse-
gespräch nach den Koalitionsverhandlun-
gen noch offen. Ein Cannabis-Verkauf am
Kiosk ist nicht geplant: Müller bringt Apo-
theken als mögliche Abgabestellen ins Ge-
spräch: „Es könnte zumBeispiel eineAbga-
bestelle in Bremen und eine in Bremerha-
ven geben.“ Für das Modellprojekt wolle
man sich auch mit Berlin austauschen. Die
grüne Bezirksbürgermeisterin von Kreuz-
berg-Friedrichshain, Monika Herrmann,
will noch in diesem Jahr einen Antrag für
einen Coffeeshop in der Hauptstadt stel-
len. BerlinsAntrag geht an das Bundesinsti-
tut für Arzneimittel und Medizinprodukte
in Bonn, das denModellversuch einer lega-
len Verkaufsstelle genehmigen muss.

Auf der Agenda bei den Koalitionsver-
handlungen standen amFreitag vielewich-
tige Themen: Gesprochen wurde über die
Zukunft der Krankenhäuser, Bremens
Hochschulen und Kultur. „Wir wissen, dass
es einen erheblichen Investitionsbedarf im
KlinikumOst gibt“, sagte Reinken. „Wir se-
hen die Zukunft des Standorts in einer spe-
zialisierten Ausrichtung.“ Insgesamt be-
kenne sich Rot-Grün zu den bestehenden
Standorten in Bremen und Bremerhaven.

„Wir wissen, dass wir mit der Geno einen
schwierigenWegvor uns haben, unddie In-
vestitionen ins Klinikum Mitte sind eine
große Herausforderung“, so Reinken. Der
Neubau am Klinikum Mitte und seine stei-
genden Kosten belasten die Gesundheit
Nord (Geno). „Im operativen Geschäft
schreiben wir schwarze Zahlen, doch die
Zinslast durch die Kredite für den Neubau
führt dazu, dass unsere Bilanz am Jahres-
ende trotzdem nicht ausgeglichen ist“,
sagte Geno-Sprecherin Karen Matiszick.
Von der Gesellschaft wird erwartet, dass
sie bis 2017 ihr Ergebnis um insgesamt
rund 42Millionen Euro verbessert.

Rot-Grün äußerte sich auch zur Geburts-
hilfe: „Die Frühchenstation in Bremerha-
ven soll abgesichert werden und die Ge-
burtshilfe in Bremen auskömmlich blei-
ben“, sagteMüller. „Die natürliche Geburt
soll so sicherwiemöglich sein.“ Zuletzt wa-
ren die Kapazitäten in den Bremer Kreißsä-
len häufig eng geworden (wir berichteten).

Thema war auch die Hochschulpolitik:
„Wir wollen gute Lehre stärken – mit dem
Zukunftsfonds und den BAföG-Millionen“,
sagte Müller. Es solle künftig weniger sehr
kurze Arbeitsverträge an denHochschulen

geben: „Drei-Monats- und Sechs-Monats-
Verträge sollen verhindert werden.“ Zu-
dem solle mehr günstiger Wohnraum für
Studierende geschaffen werden. Und: Ab
2016 solle die Jacobs University finanziell
alleine klarkommen. In der Vergangenheit
hatte es immer wieder Kritik daran gege-
ben, dass Bremen sich an der Finanzierung
der privaten Hochschule beteiligt.

Während viele Beschäftigte der Bremer
Uni zuletzt weitere Sparrunden für die
Hochschulen befürchteten, bekannte sich
Rot-Grün am Freitag zum zuletzt festgeleg-
ten Finanzrahmen. „Der Wissenschafts-
plan 2020 muss durchfinanziert werden“,
so Reinken. Es solle nicht mehr, aber auch
nichtwenigerGeld für dieHochschulen ge-
ben, als für den Wissenschaftsplan öffent-
lich ausgehandelt worden sei.

Auch über Kulturpolitik wurde am Frei-
tag gesprochen: Bis Ende des Jahres solle
es eine Entscheidung zukünftigen Standor-
ten für die Vereine Zuckerwerk und Klap-
stul geben, sagt Müller. Das Zuckerwerk
sucht seit über drei Jahren nach Räumen
für Kunst und Kultur, der Verein Klapstul
war bislangNutzer desAlten Sportamts am
Weserstadion. Kommentar Seite 2

Ein Retter

Rodrigo Beyer gehörte zur Besatzung der Fregatte „Hessen“, die am Freitag nach fast fünf Monaten nachWilhelmshaven zurückgekehrt ist. Das Schiff hat während eines mehrwöchi-
gen Rettungseinsatzes imMittelmeer fast 2500 Flüchtlinge aufgenommen. FOTO: INGO WAGNER Thema Seite 3

Bremen will Cannabis freigeben
Rot-Grün verständigt sich auf legale Abgabestellen / Koalition bekennt sich zumWissenschaftsplan 2020
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